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Nachspeise

MI ein Grossvater behauptete
immer, Bauern und Wirte seien die
Weltmeister im Jammern. Das stimmt nicht
mehr. Die meisten Wirtschaftsvertreter

im National- und Ständerat haben
das Parlament längst mit einer Klagemauer

verwechselt.

Diese traurigen Liedermacher klagen
über den angeblich ungünstig gewordenen

Industriestandort Schweiz.
Schuld daran seien die zu hohen Steuern.

Der Finanzplatz Schweiz gehe an
der Sturheit von Finanzminister Otto
Stich zugrunde, weil dieser nicht
einsehe, wie sehr die Stempelsteuer dessen

Attraktivität mindere. Und
schliesslich sei das Lohnniveau viel
zu hoch, um mit der europäischen oder
gar mit der weltweiten Konkurrenz
noch mithalten zu können.

Wenn ich FDP-Nationalrat Heinz Al-
lenspach vom Schweizerischen
Arbeitgeberverband, CVP-Ständerat
Markus Kündig vom Schweizerischen
Gewerbeverband oder SVP-National-
rat Walter Frey vom Toyota-Autokonzern

über die angeblich ungünstigen

ökonomischen, sozialen und
politischen Rahmenbedingungen stöhnen
höre, wird mir klar, dass diese
Herrschaften den schweizerischen Werk-
Platz opfern würden, wenn sie ihre
eigenen Klagelieder glauben müssten.

Aber diese politischen Märchenerzähler

aus Zürich und Zug wissen,
dass ihre Storys den Lackmustest nie
bestehen würden. Die Schweiz
gehört nämlich zu den erfolgreichsten
Wirtschaftsnationen. Diese Behauptung

lässt sich am BIP ablesen.

BIP=Brattoinlandprodukt; das heisst:
Das BIP ist das Total der nationalen

Buchhaltung, ist die Summe allen
Produzierens, Konsumierens, Spekulie-
rens, Fluchtgeldverschiebens, Geld-
waschens usw. Gemäss der OECD-
Statistik ist das Pro-Kopf-Wachstum
des BIP in der Schweiz von 1970 bis
1988 um das Achtfache gewachsen.
Das Pro-Kopf-BIP beträgt in der
Schweiz 27' 500 Dollar und liegt daher

deutlich über dem OECD-Durchschnitt

von 16' 800 Dollar. Zur OECD
gehören alle westeuropäischen Länder,

die USA, Kanada und Japan.

In der Zeit von 1970 bis 1988 war das

BIP-Wachstum nur in Japan höher als

in der Schweiz. Das heisst: Die
schweizerische Wirtschaft steht in der

OECD-Hitparade auf dem zweiten
Platz punkto Wachstum, auf dem
ersten Platz punkto BIP. Und da krächzen

bürgerliche Nebelkrähen perma¬

nent den Singsong vom Niedergang
der schweizerischen Wirtschaft.

Der Feldzug "Weniger Staat und
mehr Freiheit", der kalte Krieg
gegen Radio und Fernsehen DRS, die
zunehmenden Drohgesten, die SPS

wegen Nichtwohlverhaltens bei nächster

Gelegenheit aus dem Bundesrat

katapultieren zu wollen, verfolgen
ein Ziel: Noch mehr private Macht.
Den Bürgerlichen genügt es noch

nicht, dass 2 Prozent der Steuerpflichtigen

gleichviel Vermögen besitzen
wie die "übrigen" 98 Prozent oder
dass etwa 10 Prozent über den grössten

Teil an Boden und Liegenschaften

verfügen. Sie wollen alles besitzen.

Deshalb müssen wir mehr auf den

Putz hauen. Die SPS im Blick auf die

eidgenössischen Wahlen 1991, die
Gewerkschaften am Verhandlungstisch

mit den Unternehmern.

Stellt euch vor, die wollen immer
mehr, und die Mehrheit des
Schweizervolks macht nicht mit.
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